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Liebe Freundinnen und Freunde, 

die letzten warmen Tage sind in der ver-
gangenen Woche ins Land gezogen und 
auch in der vergangenen Plenarwoche 
wurde im Landtag heiß um den richtigen 
Kurs für Niedersachsen gerungen. Nach 
einer erholsamen Sommerpause, in der 
vor allem unsere Familien und die Arbeit 
im Wahlkreis mit zahlreichen Besuchen 
und Terminen im Fokus standen, ging es 
in der letzten Woche gleich mit Haus-
haltsberatungen so richtig in die Vollen. 
Als Opposition haben wir die Regierung 
in den Debatten gestellt und nicht ver-
schwiegen, wo der Schuh in Niedersach-
sen wirklich drückt!

Finanzierungslücken, Zurückhaltung bei 
Investitionen, Förder- und Wachstums-
stopps sind in Niedersachsen gegenwär-
tige Sachlage. Damit dieser Stillstand 
nicht länger bestehen bleibt, haben wir 
die vergangenen Tage genutzt und unse-
re Ideen ins Plenum eingebracht. Neben 
der Generalabrechnung unseres Frak-
tionsvorsitzenden Sebastian Lechner 
konnten auch wir im Plenum sprechen 
und aufzeigen, warum die aktuelle 
Regierung Niedersachsen wahrlich 
nicht guttut und endlich mehr gemacht 
werden muss, um die Lage im Land zu 
verbessern.

Wie immer wünschen wir viel Spaß beim 
Lesen und freuen uns auf Ihr Feedback.

Freundliche Grüße 

Marcel Scharrelmann wird Stimme der 
Wirtschaft in der CDU-Fraktion 
Seit knapp 
zwei Wo-
chen ist 
Marcel 
Scharrel-
mann neuer 
Sprecher der 
CDU-Frak-
tion für 
Wirtschaft, 
Verkehr, 
Bauen und 
Digitalisie-
rung. In 
seinem 
neuen Amt 
nimmt er 
sowohl die 
Sprecherrol-
le nach 
Außen als auch die Leitung des frak-
tionsinternen Arbeitskreises wahr, der 
sich im Schwerpunkt den wirtschaft-
lichen Herausforderungen des Landes 
annimmt. Seine bisherige Aufgabe als 
Vorsitzender des Europaausschussses 
gab Scharrelmann währenddessen an 
die Abgeordnete Anna Bauseneick aus 
Lüneburg ab. 

„Ich freue mich auf eine weitere 
Herausforderung und ein Themenfeld, 
indem ich mich Zuhause fühle“, sagt 
Scharrelmann, der vor seinem Einzug 
in den Landtag bereits in der freien 
Wirtschaft tätig war. Nach der frak-
tionsinternen Wahl skizzierte Scharrel-
mann seine zukünftigen Schwerpunkte 
und die besondere Wichtigkeit der 
Themen wie folgt:

„In Niedersachsen und auch im Bund 
müssen die Rahmenbedingungen für 
Unternehmen und Betriebe endlich 
verbessert werden, damit Investitions-
entscheidungen wieder zugunsten 
heimischer Standorte ausfallen. Eine 
umfassende Unternehmenssteuerre-
form, Investitionsprogramme für 
Infrastrukturvorhaben und eine 

weitere Förderung von Breitband- und 
Digitalvorhaben sind dabei nur einige 
Bausteine einer umfassenden Wirt-
schaftspolitik, die mithilfe von Anreizen 
ein neues positiveres Klima in der 
Wirtschaft entfachen können und somit 
langfristig die Sicherung und weitere 
Ansiedlung von Unternehmen fördern 
wird“, so Scharrelmann.

Insgesamt gehören dem neuen 
Verantwortungsbereich von Marcel 
Scharrelmann neben der Wirtschafts-, 
vor allem auch die Verkehrs-, Bau- und 
Digitalpolitik an. „Unsere Aufgabe als
Opposition ist es, die Landesregierung 
kritisch zu begleiten und eigene 
Vorschläge einzubringen. Diese 
Aufgabe nehmen wir als CDU-Fraktion 
ernst und wollen dabei nicht nur den 
Finger in die Wunde legen, sollen vor 
allem konstruktive Ansätze einbringen 
und an den richtigen Lösungen mit-
arbeiten“, erklärt der neue wirtschafts-
politische Sprecher.
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Protestveranstaltung der Zahnärzte 
am Niedersächsischen Landtag
Landtagsabgeordneter Volker Meyer MdL sprach mit Protestierenden

„Investitionsklima in Niedersachsen 
besorgniserregend“

Am Niedersächsischen Landtag ver-
sammelten sich 1.000 demonstrieren-
de Zahnärztinnen und Zahnärzte mit 
ihren Praxismitarbeiterinnen und -mit-
arbeiter, um auf ihre dringenden An-
liegen aufmerksam zu machen. Auch 
20 Protestierende aus dem Landkreis 
Diepholz nahmen hieran teil.
Volker Meyer MdL dankte in seiner 
Rede den Zahnärztinnen und Zahnärzte 
sowie ihre engagierten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. Während der CO-
VID-19-Pandemie haben sie unermüd-
lich die zahnmedizinische Versorgung 
der Bevölkerung sichergestellt, und 
das oft ohne ausreichende wirtschaftli-
che Unterstützung seitens des Staates. 
Dieses außerordentliche Engagement 
wurde vom heimischen Landtagsabge-
ordneten während der Protestveran-
staltung besonders gewürdigt.
Die Zahnärzteschaft sieht sich mit 
einigen unverständlichen Entscheidung 

konfrontiert, die im Jahr 2022 getrof-
fen wurde. Das GKV-Finanzierungssta-
bilitätsgesetz wurde auf Basis fehler-
hafter Schätzungen und Ergebnisse 
verabschiedet, obwohl die Realität 
eine ganz andere ist. Die geschätzten 
Defi zite der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) wurden deutlich 
unterschritten, was die dringende 
Notwendigkeit einer Überarbeitung die-
ses Gesetzes aufzeigt, meinte Volker 
Meyer.
Es sei inakzeptabel, dass im Zuge 
dieser Panikmache durch Bundesge-
sundheitsminister Dr. Lauterbach Leis-
tungen in allen Gesundheitssektoren 
gekürzt werden, ohne eine nachhaltige 
Finanzierung und die notwendige 
medizinische Versorgung der Bürge-
rinnen und Bürger sicherzustellen. 
Ein besonders ärgerlicher Schritt war 
die Kürzung der im Jahr 2021 verein-
barten Leistungen für die Behandlung 

Welche Stimmung aktuell in der nie-
dersächsischen Wirtschaft herrscht, 
hat Marcel Scharrelmann am Mittwoch 
im Rahmen einer aktuellen Stunde der 
SPD-Fraktion zum Thema Energie-
preise zum Ausdruck gebracht. In der 
von den Sozialdemokraten im Landtag 
beantragten Debatte führe er beson-
ders aus, dass jeder dritte Unterneh-
mer Investitionen in sein Kerngeschäft 
zurückstellt. Zahlen, die aufhorchen 
lassen und zum dringenden Handeln 
aufrufen. Anstatt sich für Auswirkun-
gen von Entscheidungen feiern zu las-
sen, die noch unter Wirtschaftsminis-
ter Althusmann beschlossen wurden, 
rief Scharrelmann die Landesregierung 
auf endlich selbst tätig zu werden. Der 
gegenwärtige Stopp der Breitband-
förderung sei dabei nur ein Baustein, 
der den Unternehmen und Kommunen 

Was uns umtreibt!

von Parodontitis, obwohl dies eine der 
häufi gsten Ursachen für vermeidbaren 
Zahnverlust ist und schwerwiegende 
Auswirkungen auf die Allgemeinge-
sundheit haben kann.
Ein weiteres Problem sei der Abbau 
von Bürokratie auf Landesebene. 
Die CDU möchte die Vorschläge des 
„Nationalen Normenkontrollrats“ 
wie die Übertragung der Befugnis für 
Praxisbegehungen von den Gewerbe-
aufsichtsbehörden auf die Zahnärzte-
kammer umzusetzen.
Die Themen Budgets, Regresse und 
Bürokratie sind entscheidende Hürden, 
die junge Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte davon abhalten, sich mit einer 
eigenen Praxis niederzulassen und 
freiberufl ich zu arbeiten.  Wir sind fest 
davon überzeugt, dass nur zusätzliche 
Studienplätze, die Freiberufl ichkeit 
und Selbstverwaltung, nicht jedoch 
ein staatlich gesteuertes Gesundheits-
system, sicherstellen können, dass 
alle Niedersächsinnen und Niedersach-
sen, unabhängig von ihrem Wohnort, 
qualitativ hochwertig zahnmedizinisch 
versorgt werden.

das Leben aktuell besonders schwer 
mache. 
In seiner ersten Rede als wirtschafts-
politischer Sprecher verwies Marcel 
Scharrelmann jedoch nicht nur auf die 
Fehler der Landesregierung, sondern 
knüpfte auch an Lösungspunkte an, 
die schnell Abhilfe leisten könnten. So 
sei die Abschaffung der Stromsteuer 
als Ergänzung zum Industriestrom ein 
akutes Mittel zur Abhilfe besonders 
gefährdeter Betriebe. 
Besonders wichtig sei Scharrelmann, 
dass Niedersachsen dazu betrage 
„neues Vertrauen“ zu schaffen und den 
Betrieben im Land durch klares und 
verlässliches Handeln zu zeigen, dass 
Wachstum, neue Arbeitsplätze und 
neuer klimafreundlicher Wohlstand 
weiterhin machbar sind. 
Nicht kritiklos beließ er Minister Lies, 

der in den vergangenen Monaten be-
reits mehrfach Themen ausgesessen 
oder in Arbeitskreise abgegeben hatte, 
ohne Entscheidungen zu treffen. „Von 
der Landesregierung erwarten wir 
keine neuen Ankündigungen, sondern 
konkrete Maßnahmen“, erläuterte 
Scharrelmann wörtlich und schloss 
damit explizit auch den Bund mit ein. 
„Gerade, wenn unser Ministerpräsident 
schon nach Brüssel fährt, dann muss 
er auch liefern und den Druck auf SPD-
Kanzler Scholz hochhalten“.
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Mohrmann: Wir 
brauchen endlich 
eine Regulierung 
des Wolfsbestan-
des

Ulf Thiele: Niedersachsen kann nicht 
länger warten – wir brauchen jetzt In-
vestitionen in die Zukunft

„Der Wolfsangriff in Gräpel im Land-
kreis Stade mit 55 getöteten Scha-
fen hat wieder einmal gezeigt, dass 
Zäune keinen ausreichenden Schutz 
gegen Wölfe bieten. Zudem stellt sich 
Umweltminister Meyer danach hin und 
sagt, er habe rechtliche Bedenken ge-
gen eine Entnahme des betreffenden 
Tieres. Und nun hat genau dieser Wolf 
offenbar Anfang der Woche erneut in 
unmittelbarer Nähe zugeschlagen und 
drei weitere Schafe getötet. Das ist 
ein typisches Beispiel für die verfehlte 
Wolfspolitik der Landesregierung“, 
sagt der landwirtschaftspolitische 
Sprecher der CDU-Fraktion Marco 
Mohrmann.

„Rot-Grün hat das gesamte erste 
Regierungsjahr vertrödelt. Aber die 
Herausforderungen werden immer 
drängender und lassen sich nicht durch 
Nichtstun bewältigen. Mit unserem 
dritten Nachtragshaushalt wollten 
wir der Regierung die Chance geben, 
wenigstens zum Ende des Jahres 2023 
noch ins Handeln zu kommen“, sagt 
der haushaltspolitische Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion Ulf Thiele.
„Neben mehr Geld für die Breit-
bandförderung braucht es weiterhin 
27,06 Millionen Euro für unsere drei 

Medizinischen Hochschulen, damit 
dort schnellstmöglich die Planung 
der Gebäude starten kann, die wir für 
200 zusätzliche Medizinstudienplätze 
brauchen. Zudem brauchen wir 40 
Millionen Euro für die dringend not-
wendige Sanierung unserer Landes-
straßen und Radwege, um nach dem 
Maßnahmenstopp im Februar wenigs-
tens die eklatantesten Winterschäden 
an den Straßen und Radwegen vor dem 
kommenden Winter zu beseitigen. Und 
auch das Wolfsmanagement ist unter-
fi nanziert. Solange Bund und Land die 
Bestandsregulierung der Wölfe nicht 
ermöglichen, braucht es zusätzlich 
Förderung für den Schutz der Herden-
tiere in Niedersachsen. Der bisherige 
Deckel der Förderung auf 30.000 Euro 
muss weg, damit die Weidetierhalter 
nicht auf den hohen Kosten für Schutz-

maßnahmen sitzen bleiben. Dafür ha-
ben wir fünf Millionen Euro gefordert“, 
so Thiele weiter.

„All diese Vorschläge stoßen außer 
bei der Landesregierung überall auf 
große Zustimmung. Die Medizinischen 
Hochschulen, das Landvolk, die Lan-
desjägerschaft und die kommunalen 
Spitzenverbände unterstützen die 
Inhalte unseres Nachtragshaushalts 
vollumfänglich. Zudem sind unsere 
Forderungen durch die Rücklagen und 
aus bestehenden Sondervermögen 
des Landes voll gegenfi nanzierbar. Mit 
unserem Nachtrag hätte Rot-Grün nun 
endlich ins Handeln kommen können, 
anstatt weiter Zeit zu vertrödeln. Be-
dauerlicherweise hat Rot-Grün das 
abgelehnt“, so Thiele abschließend.
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Bericht aus dem Landtag

„Allein der Genethiknachweis hat in 
diesem Fall 17 Tage gedauert. Zeit, 
die besser dafür hätte genutzt wer-
den sollen, eine Entnahmeverfügung 
herauszugeben, um solche Wiederho-
lungstäter zu stoppen. Laut FFH-Richt-
linie besteht bereits jetzt die Möglich-
keit, Wölfe zur Abwendung erheblicher 
land-, forst-, fi scherei-, wasser- oder 
sonstiger erheblicher wirtschaft-
licher Schäden zu entnehmen. Doch 
der grüne Umweltminister Meyer 
handelt trotzdem nicht, sondern sucht 
stattdessen fi eberhaft nach weiteren 
Ausreden, um sein Nicht-Handeln zu 
rechtfertigen. Seine gesamte Argu-
mentation ist in sich widersprüchlich 
und nur auf ein einziges Ziel ausge-
richtet: keinen Wolf zu entnehmen“, so 
Mohrmann weiter.

„Mehr als 500 Wölfe leben derzeit bei 
uns in Niedersachsen, doch nicht über 
das Land verteilt. In einigen Regionen 
steigt deshalb die Zahl der Übergriffe 
auf Nutztiere. Wir brauchen endlich 

die Feststellung des günstigen Er-
haltungszustands, um ein regionales 
Bestandsmanagement zu installieren. 
Das muss Bundesumweltministerin 
Steffi  Lemke für Deutschland gegen-
über der EU endlich erklären, doch 
bislang kommt nichts aus Berlin. 
Offenbar besteht weder beim Bund 
noch beim Land der politische Wille 
die Wolfspolitik zu ändern. Damit 
lassen sie die Menschen im ländlichen 
Raum weiter im Stich“, so Mohrmann 
abschließend.
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Unser Monat in Bildern

 Mit Lechner beim DRK in Bassum  Hanna Naber in Twistringen 

 „Grill den General“ in Diepholz  Umweltausschuss beim Batteriespeicher in Twistringen

 100 Jahre Feuerwehr Heede  Kreiskönigstreffen in
 Ehrenburg

 Übergabe Förderbescheid in Stuhr

 Besuch Haus „Drei Linden“

 Ausfl ug CDU Twistringen und Bassum

 Bezirksparteitag in Warpe

 Sommerfest der Nds. Landesvertretung in Berlin


